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Die Unternehmensinsolvenzen sind weiterhin rückläufig. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Destatis) haben die

deutschen Amtsgerichte im November 2020 26,0 % weniger gemeldet als im November 2019 (s. PM Destatis Nr. 061 vom

11.2.2021). Die wirtschaftliche Not vieler Unternehmen durch die Corona-Krise spiegele sich somit weiterhin nicht in einem An-

stieg der gemeldeten Unternehmensinsolvenzen wider. Ein Grund dafür sei die ausgesetzte Insolvenzantragspflicht für über-

schuldete Unternehmen. Die bereits ab Oktober 2020 wieder geltende Insolvenzantragspflicht für zahlungsunfähige Unterneh-

men werde u. a. aufgrund der Bearbeitungszeit der Gerichte erst später Auswirkungen auf die Zahlen haben. Dr. Christoph

Niering, Insolvenzverwalter und Vorsitzender des Berufsverbands der Insolvenzverwalter Deutschlands (VID), erläutert: „Die An-

tragspflichten sind derzeit bis Ende April für die Unternehmen weiterhin ausgesetzt, die noch staatliche Hilfeleistungen erwar-

ten, um ihre Insolvenzgründe zu beseitigen. Darüber hinaus werden den Unternehmen im anhaltenden Lockdownweitere Hilfen

in Aussicht gestellt bzw. diskutiert. Mehr als ein Angleich der Insolvenzzahlen an das historisch niedrige Niveau von 2019 wird es

auch in der 1. Jahreshälfte 2021 nicht geben.“ Mit dem Thema D&O-Versicherungen in Krise und Insolvenz setzen sich

Drenker/Boche auf S. 515 ff. in diesem Heft auseinander.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BVerfG: DSGVO-Schadensersatzanspruch –

Vorlagepflicht an den EuGH

1. Ein deutsches Gericht verletzt Art. 101 Abs. 1

Satz 2 GG, wenn es von einem Vorabentschei-

dungsersuchen wegen der zu klärenden Frage,

ob im Fall der datenschutzwidrigen Verwendung

einer E-Mail-Adresse und der Übersendung einer

ungewollten Email an das geschäftliche E-Mail-

Konto des Beschwerdeführers nach Art. 82

Abs. 1 DSGVO ein Schmerzensgeldanspruch des

Beschwerdeführers in Betracht kommt.

2. Der Geldentschädigungsanspruch nach

Art. 82 Abs. 1 DSGVO ist in der Rechtsprechung

des EuGH weder erschöpfend geklärt noch kann

er in seinen einzelnen, für die Beurteilung des

im Ausgangsverfahren vorgetragenen Sachver-

halts notwendigen Voraussetzungen unmittel-

bar aus der DSGVO bestimmt werden. Auch in

der bislang vorliegenden Literatur, die sich im

Hinblick auf Erwägungsgrund 146 DSGVO wohl

für ein weites Verständnis des Schadensbegriffes

ausspricht, sind die Details und der genaue Um-

fang des Anspruchs noch unklar. Von einer rich-

tigen Anwendung des Unionsrechts, die derart

offenkundig ist, dass für vernünftige Zweifel

kein Raum bliebe (acte clair), kann ebenfalls

nicht ausgegangen werden. Dies gilt umso

mehr, als Art. 82 DSGVO ausdrücklich immate-

rielle Schäden einbezieht.

BVerfG, Beschluss vom 14.1.2021–1BvR2853/19
(Nicht amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-513-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anfechtung eines GmbH-Gesellschaf-

terbeschlusses

a) Der Anfechtung eines Gesellschafterbeschlus-

ses durch einen zum Zeitpunkt der Beschlussfas-

sung nicht mehr als Inhaber eines Geschäftsan-

teils eingetragenen Gesellschafter einer GmbH

steht grundsätzlich die negative Legitimations-

wirkung des § 16 Abs. 1 Satz 1 GmbHG entge-

gen.

b) Fehlt dem Kläger die Anfechtungsbefugnis,

weil er nicht als Inhaber eines Geschäftsanteils

in der Gesellschafterliste eingetragen ist, fehlt

ihm auch die materielle Berechtigung zur Gel-

tendmachung von auf positive Beschlussfeststel-

lung gerichteten Klageanträgen.

Die Anfechtung des Beschlusses der Gesell-

schafterversammlung einer GmbH kann analog

§ 244 Satz 1 AktG nicht mehr geltend ge-

macht werden, wenn die Gesellschafterver-

sammlung den anfechtbaren Beschluss durch

einen neuen Beschluss bestätigt hat und die-

ser Beschluss nicht fristgerecht angefochten

oder die Anfechtung rechtskräftig zurückge-

wiesen worden ist.

BGH, Urteil vom 26.1.2021 – II ZR 391/18
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-513-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Patentverletzungsklage – FRAND-Ein-

wand II

a) Der Inhaber eines standardessentiellen Pa-

tents, der eine auf Unterlassung, Rückruf und

Vernichtung gerichtete Patentverletzungsklage

erhebt, missbraucht seine Marktmacht nicht,

wenn der auf die Schutzrechtsverletzung und

die Bereitschaft zur Lizenzierung hingewiesene

Verletzer nicht unzweideutig zu erkennen gege-

ben hat, eine Lizenz zu fairen, angemessenen

und nichtdiskriminierenden (FRAND) Bedingun-

gen anzustreben.

b) Die Lizenzwilligkeit des Verletzers darf sich

grundsätzlich ebenso wenig wie die Lizenzie-

rungsbereitschaft des Patentinhabers in der ein-

maligen Bekundung des Lizenzierungsinteresses

oder der Vorlage eines (Gegen-)Angebots er-

schöpfen. Vielmehr sind beide Parteien gehalten,

in jeweils situationsangemessener Weise und in

Übereinstimmung mit den Geboten vonTreu und

Glauben dazu beizutragen, dass ein angemesse-

ner Ausgleich der widerstreitenden Interessen in

Gestalt eines Lizenzvertrages zu FRAND-Bedin-

gungenausgehandeltwerdenkann.

c) Außerhalb des Anwendungsbereichs des Suk-

zessionsschutzes nach § 15 Abs. 3 PatG können

Einwendungen, die einem Nutzer der Erfindung

gegen den früheren Patentinhaber zustanden,

dessenEinzelrechtsnachfolgernichtentgegenge-

haltenwerden. Dies gilt insbesondere für den Ein-

wandeines „Patenthinterhalts“ (patentambush).

BGH, Urteil vom 24.11.2020 – KZR 35/17
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-513-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Schwarzwälder Schinken II – Schneiden

und Verpacken des Schinkens im Schwarz-

waldnichtproduktspezifischerforderlich

a) Eine Änderung der Spezifikation, die die Zu-

erkennung einer geschützten geografischen

Angabe an die Aufmachung im Erzeugungsge-

biet knüpft, ist nur gerechtfertigt, wenn einer

der drei in Art. 7 Abs. 1 Buchst. e der Verord-

nung (EU) Nr. 1151/2012 genannten Rechtferti-

gungsgründe – Qualitätswahrung oder Ur-

sprungsgewährleistung oder Kontrollgewähr-

leistung – vorliegt.

b) Bei der Prüfung, ob die Wahrung der Quali-

tät des in Rede stehenden Erzeugnisses (hier:

von der geschützten geografischen Angabe

„Schwarzwälder Schinken“ erfasster Schinken)

das Erfordernis der Aufmachung (hier: das

Schneiden und Verpacken) im Erzeugungsge-

biet (hier: im Schwarzwald) erfordert, kommt

es darauf an, ob dieses Erfordernis produktspe-

zifisch gerechtfertigt ist. Eine produktspezifi-

sche Rechtfertigung liegt nur vor, wenn das

betreffende Erzeugnis bei einer Verarbeitung

außerhalb des Erzeugungsgebiets im Vergleich

zu anderen vergleichbaren Erzeugnissen erhöh-

ten Risiken ausgesetzt ist, denen mit den

vorgesehenen Maßnahmen wirksam begegnet

werden kann.

c) Das Erfordernis der Aufmachung im Erzeu-

gungsgebiet ist unter dem Gesichtspunkt der

Ursprungsgarantie und der Rückverfolgbarkeit

des Erzeugnisses nur gerechtfertigt, wenn die
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